Prüfungsteil Bankwirtschaft – Fälle (Lösungen)

2002-11-11


Prüfungsteil 1 (90 Minuten)

Bankwirtschaft – Konventionelle Aufgaben

Lösungshinweise – ohne Gewähr –

Fall 1

Die Eheleute Gerti und Michael Kießlinger planen einen vierwöchigen Urlaub in den USA. Da das für das Ehepaar die erste Reise in die USA wird, kommen Sie zu Ihnen in die Bank um beraten zu werden.

Beantworten Sie ihnen ihre Fragen.

1.1 Sowohl Gerti als auch Michael haben jeweils eine MaestroCard. Stellen Sie ihnen die Eurocard und den Reisescheck als alternative Reisezahlungsmittel vor.

Wie erfolgt mit den genannten Zahlungsmitteln die Zahlung (4 P.) , wann erfolgt die Belastung auf dem Konto der Kunden (4 P.) und wie ist die Haftung bei Verlust des jeweiligen Zahlungsmittels geregelt (5 P.)?

Zahlung

Eurocard = Zahlung unter Vorlage der Kreditkarte beim Vertragsunternehmen (evtl. + Ausweis), (Einführung der Karte in den Kartenleser, Ausdruck Rechnungsbeleg usw.)

Reisescheck = Vorlage des Reiseschecks und zweite Unterschrift, evtl + Ausweis

Belastung

Eurocard = Abrechnung wahrscheinlich monatlich, das heißt, Belastung später.

Reisescheck = Der Reisescheck ist schon bei der Ausgabe bezahlt worden.

Haftung

Eurocard = Nach Verlustmeldung keine Haftung, vor Verlustanzeige 50,00 EUR

Reisescheck = Ersatz wird geleistet, wenn der Kaufnachweis vorliegt (und die anderen Voraussetzungen erfüllt sind (z. B. Anzeige bei der Polizei).)

1.2 Wie können Kießlingers die MaestroCard in den USA einsetzen? (4 P.)

Sie können unter Eingabe der PIN an Geldausgabeautomaten Geld abheben.

Sie können an automatisierten Kassen unter Eingabe der PIN zahlen. 

1.3 In diesem Zusammenhang bittet Herr Kießlinger, ihm den Unterschied zwischen dem POZ- und dem ELV-Verfahren im Inland zu erklären.  Außerdem interessiert er sich für die Widerspruchs-möglichkeiten durch den Zahlenden. (8 P.)

In beiden Fällen handelt es sich um eine Einzugsermächtigung, die dem Zahlungsempfänger gegeben wird. Damit hat der Kunde auch in beiden Fällen ein Widerspruchsrecht (Vor Ablauf von sechs Wochen nach Rechnungsabschluss). (4 P.)

Das POZ-Verfahren bieten die Banken an. Ab (Beträgen von >30,00 EUR) wird bei Eingabe der Karte in das Lesegerät auf eine Sperrdatei der Banken zugegriffen. (2 P.)

Das ELV-Verfahren wird z. B. von Handelsunternehmen angeboten. Hier erfolgt der Zugriff auf eine Sperrdatei (nicht eingelöste Lastschriften) der Privatwirtschaft. (2 P.)

1.4 Kießlingers wollen auch wissen, wie die Umrechnung USD in EUR geschieht. Erklären Sie es ihnen an folgenden Beispielen:

a. Kauf von Reiseschecks im Wert von 500,00 USD.

b. Zahlung in den USA an einer Kasse mit einer geeigneten Karte im Wert von 350,00 USD.

Sortenkurse Verkauf 0,9811 – Ankauf 0,9891

Devisenkurse Geldkurs 0,9721 – Briefkurs 0,9781

Kosten bleiben unberücksichtigt. (4 P.)

Reisescheck = Devisengeldkurs = 500 / 0,9721 = 514,35 EUR Belastung

Zahlung = Devisengeldkurs = 350 / 0,9721 = 360,05 EUR Belastung

Kurs jeweils 1 P. – Rechnung jeweils 1 P.

1.5 Zum Schluss fragen Kießlingers noch, ob es eigentlich besser für sie ist, wenn der USD im Ver-gleich zum EUR steigt oder fällt?  Kießlingers rechnen mit 10.000,00 EUR Gesamtkosten.

Beantworten Sie die Frage mit Hilfe eines Rechenbeispiels und setzen Sie dabei die Gesamtkosten an. (4 P.)

Geplante Gesamtkosten z. B. 10.000,00 EUR

1 EUR = 0,9 USD



9.000,00 USD stehen zur Verfügung

1 EUR = 0,8 USD (USD ist gestiegen!)

8.000,00 USD stehen zur Verfügung

Also, sinkt der USD, ist das für Kießlingers gut.

Fall 2

Fritz Friesner, Inhaber eines mittelständigen Unternehmens in Altendorf, hat vor Jahren 500 Aktien der Leonische Drahtwerke AG gekauft. Ein Grund für den Kauf war auch die geschäftliche Zusam-menarbeit mit den Drahtwerken. Die effektiven Stücke werden bei der Wertpapiersammelbank der Börse München aufbewahrt. 

Wir haben Herrn Friesner über wichtige Änderungen der Aktien informiert und ihn zu einem Gespräch eingeladen. Grundlage ist eine Information der Leoni AG, die diesem Fall beigelegt ist.

2.1 Erklären Sie Herrn Friesner die folgenden Änderungen:

2.1.1 Was ist eine Stückaktie im Vergleich zur Nennbetragsaktie?  (4 P.)

Nennbetragsaktien lauten auf einen festen Nennbetrag von 1 EUR oder einem Vielfachen.

Stückaktien sind mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital beteiligt, der mind. ein EUR betragen muss. In unserem Fall beträgt der rechnerische Anteil 3 EUR.

2.1.2 Die bisherigen Inhaberaktien wurden in Namensaktien geändert. Erklären Sie kurz diese beiden Aktientypen. (4 P.) 

Inhaberaktien sind Inhaberpapiere, lauten also auf den jeweiligen Inhaber und lassen sich damit ohne Probleme weitergeben. 

Der Name des jeweiligen Eigentümers der Namensaktien wird in ein Aktienregister eingetragen. Nur wer eingetragen ist, kann die Rechte aus der Aktie nutzen. (Normalerweise können Namensaktien nur per Indossament weitergegeben werden. In der Praxis ist aber die Weitergabe durch eine Blankozession formlos möglich.)

2.1.3 Die Umstellung ist mit einem Aktiensplit verbunden. Erklären Sie mit Hilfe der Daten des Beispiels und dem Depot von Herrn Friesner den Aktiensplit. (4 P.)

Bei einem Aktiensplit wird eine alte Aktie in mehrere neue Aktien gesplittet.

Aus einer Aktie mit einem Nennbetrag von 50,00 DM werden durch den Split zehn Stückaktien. Damit vergrößert sich auch der Aktienbestand von Herrn Friesner auf 5000 Aktien. 

2.1.4 Werden auch die neuen Aktien effektiv ausgeliefert? Beschreiben Sie die neue Situation genau. (4 P.)

Nein, eine effektive Auslieferung ist nicht mehr möglich. Das Grundkapital der AG wird in einer Globalurkunde verbrieft. Herr Friesner erhält ein Miteigentum an dem Sammelbestand in Höhe seiner Beteiligung.  

2.2 Welchen Vorteil bringt der Gesellschaft die Umstellung von Inhaber in Namensaktien? Nennen Sie drei Vorteile. (6 P.)

- Höhere Transparenz über die Zusammensetzung der Aktionäre.

- Aktionäre können direkt angeschrieben werden.

- Es kann nachvollzogen werden, wann sich Aktionäre von ihren Aktien trennen.

- Internationale Verbreitung der Namensaktie.

2.3 Nach dem Aktiensplit veröffentlicht die Leoni AG die Dividende für das abgelaufene Geschäfts-jahr mit 1,80 EUR. Herr Friesner hat das Depot mit dem maximalen Betrag freigestellt. 

Errechnen und erklären Sie die Gutschrift der Dividende. Zeigen Sie ihm außerdem, welchen Betrag er versteuern muss. Beachten Sie dabei das Halbeinkünfteverfahren. (9 P.)

Das Freistellungsvolumen reicht nicht aus (1.601,00 EUR), obwohl nur die Hälfte der (Bar)Dividende den Freistellungsauftrag  belastet = 5.000 x 0,90 EUR = 4,500,00 EUR. (2 P.)

Zusammensetzung der Gutschrift:

1.601,00 EUR x 2 = 3.202,00 EUR ohne Abzug von KESt und Soli (2 P.)

4.500,00 EUR – 1.601,00 EUR = 2.899,00 EUR x 2 = 5.798,00 EUR 

5.798,00 EUR – 20 % KESt (1.159,60 EUR) – 5,5 % Soli (63,88 EUR) = 4.574,62 EUR (3 P.)

3.202,00 EUR + 4.574,62 EUR = 7.776,62 EUR Gesamtgutschrift (1 P.)

Zu versteuernde Einkünfte aus Kapitalvermögen in der Steuererklärung = 4.500,00 EUR (2 P.)

2.4 Herr Friesner hält die Aktien inzwischen schon fünf Jahre. Würde er sie heute verkaufen, könnte er einen Gewinn von ca. 12.000,00 EUR realisieren.

Müsste er diesen Gewinn versteuern? Begründen Sie Ihre Entscheidung. (3 P.)

Nein, Veräußerungsgewinne müssen nicht versteuert werden, wenn zwischen Anschaffung und Veräußerung mehr als ein Jahr vergangen ist.

3. Fall

Bernd Bonds, ein lediger aufstrebender Industriekaufmann bei Bosch, benötigt für die Einrichtung seiner vor einem Monat geerbten Eigentumswohnung ein Darlehen über 30.000,00 EUR. Mit diesem Anliegen kommt er zu Ihnen in die Beratung.

3.1 Bei der Vorbereitung auf das Gespräch stellen Sie fest, dass es sich um ein Verbraucher-darlehen handelt, das Herr Bonds aufnehmen wird. 

Nennen Sie vier Anforderungen an den Darlehensvertrag, die sie nach den Vorschriften des BGB einhalten müssen. (8 P.)

- Schriftlicher Vertrag, vom Darlehensnehmer unterzeichnet.

- Angabe des Nettodarlehensbetrags.

- Angabe des Gesamtbetrags (Tilgung, Zinsen und sonstige Kosten)

- Art und Weise der Rückzahlung bzw. Regelungen der Vertragsbeendigung.

- Zinssatz und alle sonstigen Kosten.

- Effektive bzw. anfänglich effektive Zinssatz.

- Kosten einer Restschuldversicherung bzw. sonstigen Versicherung.

- Angabe der zu bestellenden Sicherheiten.

3.2 Da Herr Bonds schon viele Jahre Kunde bei Ihnen ist, können Sie für die Darlehenswürdigkeit schon einige Unterlagen beschaffen. So haben Sie seine Kontoführung geprüft und eine aktuelle Schufa-Auskunft eingeholt. Außerdem liegt Ihnen der Einkommensteuerbescheid aus dem Jahre 2001 vor.

Welche Informationen bzw. Unterlagen benötigen Sie noch? Drei Nennungen sind ausreichend. (6 P.)

- aktuelle Verdienstbescheinigung

- aktuelle Vermögensübersicht

- Grundbuchauszug der neuen Wohnung

- evtl. Bankauskunft bei einer anderen Bank

3.3 Als mögliche Sicherheit denken Sie an eine Sicherungsübereignung der Einrichtung oder an eine Grundschuld. 

Welche der beiden Sicherheiten werden Sie dem Kunden als geeignet vorschlagen? Begründen Sie Ihre Entscheidung. (4 P.)

- Bei der Sicherungsübereignung handelt es sich um die Übereignung von beweglichen Sachen, hier also der Wohnungseinrichtung. Das Hauptproblem dieser Sicherheit ist die Werthaltigkeit der Einrichtung. Es müssen hohe Abschläge vorgenommen werden. Außerdem müsste das Darlehen nach ca. 3 – 4 Jahren getilgt sein, denn dann sind die Einrichtungsgegenstände auch voll abgeschrieben. (Eine Begründung reicht aus!). 

- Ideal ist die Grundschuld, unter der Voraussetzung, dass die Wohnung nicht schon belastet ist. Anders als bewegliche Sachen behält die Wohnung lange ihren Wert.

3.4 Im Gespräch bietet Herr Bonds Ihnen auch eine Bürgschaft seines Vaters an. Erklären Sie dem Kunden kurz die wesentlichen Inhalte dieser Sicherheit. Dabei sollten Sie die folgenden Punkte ansprechen und wenn nötig erklären: Form, Bürgschaftsart und Zweckerklärung. (6 P.)

- Schriftform ist notwendig. 

- Selbstschuldnerische Bürgschaft = Der Bürge hat nicht das Recht, von dem Gläubiger die Vorausklage gegen den Hauptschuldner zu verlangen.

- Zweckerklärung = Verbindung Kredit zu Sicherheit, hier mit engem Sicherungszweck = Die Bürgschaft sichert genau nur dieses Darlehen ab.

3.5 Herr Bonds hatte vor, das Darlehen in ca. 10 Jahren zurückzuzahlen. Sie bieten ihm die Rück-zahlung in festen Annuitäten an, erwähnen aber auch das Abzahlungsdarlehen. 

3.5.1 Beschreiben Sie dem Kunden die beiden Formen der Rückzahlung. (4 P.)

Annuität = gleichbleibende Beträge, Zinsanteil nimmt ständig ab, Tilgungsanteil zu

Abzahlung = gleichbleibende Tilgung, Zinsen und Raten nehmen ständig ab.

3.5.2 Herr Bonds interessiert sich für das Abzahlungsdarlehen. Zeigen Sie ihm den Verlauf von Zinsen, Tilgung und Restdarlehen, anhand der Zahlen für das erste Jahr. Gehen Sie dabei von einem Zinssatz von 6,5 % und einer vierteljährlichen Verrechnung aus. Einen geeigneten Tilgungssatz legen Sie bitte selbst fest. (5 P.)

	Quartal
	Kapital am Jahresanfang
	Zinsen
	Tilgung
	Annuität
	Kapital am Jahresende

	1
	        30.000,00 € 
	            487,50 € 
	            750,00 € 
	          1.237,50 € 
	        29.250,00 € 

	2
	        29.250,00 € 
	            475,31 € 
	            750,00 € 
	          1.225,31 € 
	        28.500,00 € 

	3
	        28.500,00 € 
	            463,13 € 
	            750,00 € 
	          1.213,13 € 
	        27.750,00 € 

	4
	        27.750,00 € 
	            450,94 € 
	            750,00 € 
	          1.200,94 € 
	        27.000,00 € 


Tilgung = 10 % (10 Jahre) von 30.000,00 EUR / 4 = 750,00 EUR

Punkte: 1. Reihe 2 Punkte, 2 – 4 Reihe jeweils 1 Punkt. Folgefehler bitte berücksichtigen.

PAGE  
1
Autor: Heinz Rotermund


